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Zusammenfassung
Die Forschung mit humanen embryonalen Stammzellen (hES-Zellen) ist durch einen gesellschaftlich-moralischen Wertekon-
flikt belastet, der die Pflicht, menschliches Leben zu schützen, und die Pflicht, kranken Menschen zu helfen, gleichermaßen 
impliziert. In Österreich ist die hES-Zellenforschung nicht geregelt. Die Gewinnung von hES-Zellen aus bei artifizieller Re-
produktion (ART) überzähligen Frühembryonen ist wegen deren dafür notwendigen Zerstörung verboten. Nicht verboten ist 
dagegen der Import von hES-Zellen für Forschungszwecke. Trotz zahlreicher Regelungsaufforderungen von GegnerInnen wie 
BefürworterInnen der hES-Zellenforschung kamen die zuständigen PolitikerInnen diesem Auftrag nicht nach. Um dieses Ver-
halten nachvollziehen zu können, untersucht dieser Beitrag mit Hilfe der Kritischen Diskursanalyse nach Siegfried Jäger in 
Print- bzw. elektronischen Medien veröffentlichte Statements, die PolitikerInnen im Rahmen von fünf  bedeutenden Anlässen 
zur hES-Zellenforschung abgegeben hatten. Die Analyse zeigt, dass involvierte PolitikerInnen von ÖVP, FPÖ und BZÖ die hES-
Zellenforschung aus moralischen Gründen ablehnten und Diskussionen mittels Framing, Blockieren oder Unterdrücken zu 
vermeiden suchten. SPÖ-PolitikerInnen negierten diese Diskussionen weitgehend, nur die Grünen engagierten sich dafür. Alle 
Parteien blieben zudem zurückhaltend, um zusätzliche Diskussionen zu latenten politischen Problemen wie Fristenlösung, 
ART (u.a. wegen der überzähligen Frühembryonen), etc. zu vermeiden. Resümee dieser Untersuchungen ist, dass die involvier-
ten PolitikerInnen ein non-decision making zur Erhaltung des für sie „bequemeren“ ungeregelten Status quo bevorzugten. 

Schlüsselwörter
Humane embryonale Stammzellenforschung, ethische Probleme, Moralpolitik, rechtliche Forschungsregelung, non-
decision making

Human embryonic stem cell research – a marginal and yet unpleasant  
problem for Austrian (bio)politics

Abstract
Research with embryonal stem cells (ESCs) is burdened by a socio-moral conflict, which implies equally the duty to protect 
human (embryonic) life and the duty to help sick people. In Austria, research with ESCs is not regulated by law. Because of  
their necessary destruction it is prohibited to use surplus ART-pre-embryos to generate ESCs. Contrary to this, the import of  
ESCs for research is allowed. Despite numerous regulatory requests of  opponents and supporters of  the ESCs-research these 
divergences were not subjected to any political agreement. The question is why politicians avoided to target this regulation. 
To clarify this attitude, I investigated statements on stem cell research of  politicians that were submitted in the context of  five 
outstanding events with the help of  the Critical Discourse Analysis by the linguist Siegfried Jäger. The result was that most 
politicians from ÖVP, FPÖ, BZÖ rejected this research and avoid discussions by framing, blocking or suppressing. Politicians 
from the SPÖ negated such discussions, differently from the Greens. An important reason for all parties was the concern that 
latent political issues such as abortion, ART (because of  surplus pre-embryos), etc. may trigger an up-to-date. Therefore, most 
involved politicians preferred non-decision making to keep the unregulated status quo.
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1.  Einleitung 

Die vorliegende Studie analysiert den Umgang der öster-
reichischen (Bio)Politik1 mit der humanen embryonalen 
Stammzellenforschung (hES-Zellenforschung) in Form 
einer Untersuchung von PolitikerInnenaussagen zu  
diesem Forschungsbereich – eine wegen ihrer ethischen 
Probleme vor allem moralpolitisch konfliktträchtige 
Thematik. Konflikthintergrund sind die gegensätzlichen 
gesellschaftlichen Wertevorstellungen zu diesem For-
schungsbereich. Denn das Konfliktpotenzial der hES-
Zellenforschung impliziert zwei konträre moralische 
Prinzipien: Zum einen die Pflicht, menschliches Leben 
zu schützen, und zum anderen die Pflicht, kranken 
Menschen zu helfen. Der Schutz menschlichen Lebens 
ist wegen der zur Gewinnung embryonaler Stamm-
zellen (hES-Zellen) notwendigen Zerstörung der da-
für meist verwendeten, nach künstlicher Befruchtung 
(assisted reproductive techniques – ART) überzähligen 
Frühembryonen (sog. Blastozysten um den 5. Lebens-
tag)2 nicht möglich. Trotzdem sollen die hoch potenten 
hES-Zellen für die Klärung bislang nicht behandelbarer 
Erkrankungen und der Entwicklung neuer Therapie-
konzepte genutzt werden, um schwer kranken Men-
schen zu helfen (Shapiro 1999, 2065; Hauskeller 2000, 
368). Sybille Ackermann (2001, 236) meinte dazu in ihrer 
Arbeit „Ethische Probleme der Stammzell-Forschung 
und -Therapie“, dass „unter der Perspektive des Helfens 
und Heilens die Inkaufnahme der Instrumentalisierung 
von Embryonen erfolge“, d.h., es dreht sich de facto um 
eine Güterabwägung.

Aus moralpolitischer Sicht sind gesellschaftlich ent-
gegengesetzte ethische Wertekonflikte eine große Her-
ausforderung für die Politik (Mooney 1999). Sie lassen 
kaum einen Konsens erwarten, vor allem dann nicht, 
wenn sie das menschliche Leben betreffen, da sie in 
einem solchen Fall meist auch einen religiösen Bezug 
haben (Heichel et al. 2013, 325-326). Zu diesen speziel-
len Wertekonflikten zählen u.a. Abtreibung, Sterbehil-
fe, ART,  Gentechnologie und die humane (embryonale) 
Stammzellenforschung (Knill 2012, 312-314).

Die 1998 erstmals von zwei Arbeitsgruppen unab-
hängig voneinander durchgeführte Herstellung von 
hES-Zellen (Thomson et al. 1998; Shamblot et al. 1998) 

1 Der deutsche Philosoph Volker Gerhardt (er war u.a. in der Bioethik-
Kommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft und im 
Deutschen Nationalen Ethikrat tätig) verstand unter Biopolitik 
jenes Feld politischen Handelns, das seine Dynamik aus den neuen 
Erkenntnissen der Lebenswissenschaften entwickeln und folglich 
alles umschließen soll, was produktiv mit dem Leben umzugehen 
versucht (Gerhardt 2001, 126).

2 Humanembryonen werden bis zur Entstehung des sog. 
Primitivstreifens (um den 16./17. Lebenstag häufig als Früh/
Präembryonen bezeichnet. Da dieser Zellwulst für die erste 
Entwicklungssteuerung eines Frühembryo maßgeblich ist, gilt 
sein Auftreten für viele WissenschaftlerInnen als Beginn des 
individuellen Lebens eines Embryos (Ipsen 2004).

löste in einigen Ländern (Großbritannien, Israel, Schwe-
den, Südkorea, USA) einen regelrechten Forschungs-
boom aus, der auf  das Potenzial dieser Zellen zur Selbst-
erneuerung und zur Differenzierung in spezialisierte 
Zellen zurückzuführen war (Vogel 1999). Es wurde er-
wartet, dass damit die Behandlung von auf  Zelldefek-
ten basierenden schweren Erkrankungen (z.B. Morbus  
Parkinson, Morbus Alzheimer, Diabetes mellitus Typ 
I, etc.) möglich sein werde (Berg 2001). Diese Euphorie 
wurde jedoch alsbald gebremst, da die Gewinnung von 
hES-Zellen rasch zu einem gesellschaftlich-ethischen 
Problem wurde und bis heute bleibt (Robertson 1999; 
Holm 2002; Mertes/Pennings 2009; Cyranoski 2018). 
hES-Zellen werden vor allem aus Frühembryonen3 ge-
wonnen, die dafür zerstört werden müssen. Das führt 
zur Frage nach der Schutzwürdigkeit von Frühembryo-
nen, d.h., ob oder ab wann ein Embryo ein Mensch ist 
(vgl. dazu z.B. Damschen/Schönecker 2003, 187-267). 
Aber auch die Erzeugung von hES-Zellen aus Urkeimzel-
len abgetriebener Embryonen/Feten (Turnpenny et al. 
2003) erwies sich wegen des vorausgehenden Schwan-
gerschaftsabbruchs als problembelastet (Jensen 2008). 

Wegen der umstrittenen Formen der Gewinnung von 
hES-Zellen wurden vom Europarat, der Europäischen 
Union und den Vereinten Nationen bereits um die Jahr-
tausendwende Empfehlungen zum Schutz des Frühem-
bryo im Rahmen der hES-Forschung abgegeben, die die 
einzelnen Länder unter dem Aspekt, ethische Fragen sei-
en Ländersache, selbst umsetzen sollten (siehe Kapitel 2).

In dieser Arbeit wird die Auseinandersetzung der 
österreichischen Politik mit dem durch die hES-Zellen-
forschung innerhalb der Wissenschaftscommunity, der 
Öffentlichkeit und der Medien 2001 ausgelösten und bis 
2013 virulent gebliebenen ethischen Wertekonflikt unter-
sucht. Das Hauptaugenmerk ist dabei auf  die Frage aus-
gerichtet, ob bzw. wie sich die involvierten PolitikerInnen 
zur Forderung der Gegner- und BefürworterInnen nach 
einer rechtlichen Regelung dieses Forschungsbereichs 
stellten, um das Konfliktpotenzial auszuräumen.

Ich vertrete in diesem Beitrag die These, dass die 
österreichische Politik eine rechtliche Regelung der 
hES-Zellenforschung, trotz mehrmaliger Ankündigung 
(Bundespressedienst 2008; Taschwer 2009, 15; Bun-
despressedienst 2010; Rosner 2012, 13), nicht wirklich 
anstrebte („non-decision making“). Ein wesentlicher 
Grund dafür waren die unterschiedlichen weltanschau-
lich-moralischen Einstellungen der Parteien bzw. ihrer 
PolitikerInnen (Körtner 2002), zumal moralische Wer-
tekonflikte langwierige Debatten ohne vorhersehbares 
Ergebnis nach sich ziehen können (Willems 2016, 254-
258). Dies hatte zur Folge, dass das Thema „hES-Zellen-

3 Verwendung finden aus nach ART überzählige (Lanzendorf  et al. 
2001), aus gespendeten Gameten eigens für Forschungszwecke 
hergestellte oder durch Forschungsklonen erzeugte (Amit et al. 
2000) Frühembryonen.
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forschung“ nie auf  parlamentarischer Ebene behandelt 
wurde (Körtner 2008; Grüner Klub im Parlament 2013). 
Außerdem hätte die hES-Zellenforschung wegen ihrer 
Nähe zu vielen latenten biopolitischen Kontroversen 
(Fristenlösung, ART, Präimplantationsdiagnostik [PID], 
Gentechnologie, etc.) diesbezügliche Diskussionen in 
der Öffentlichkeit neu belebt (Griessler 2010, 170-173). 

Zur Überprüfung meiner These befasste ich mich 
initial mit dem Forschungsstand betr. den Umgang der 
österreichischen Politik mit der hES-Zellenforschung in 
der wissenschaftlichen Literatur (siehe Kapitel 3). 

Wie diesen Publikationen prima vista zu entneh-
men war, lehnten die meisten PolitikerInnen diesen 
Forschungsbereich ab oder negierten ihn, vor allem aus 
moralischen Gründen. Da diese Gründe sehr allgemein 
formuliert waren und kaum individuelle PolitikerIn-
nenaussagen zur hES-Zellenforschung beinhalteten, 
sind aus politikwissenschaftlicher Sicht konkrete Poli-
tikerInnen-Statements zu diesem Forschungsbereich 
wegen ihrer Authentizität eine Informationsergänzung, 
aber auch eine mögliche Unterstützung für meine The-
se. Ich suchte deshalb in den heimischen schriftlichen 
bzw. elektronischen Medien nach Stellungnahmen ös-
terreichischer PolitikerInnen zur hES-Zellenforschung, 
die sie während des angeführten Zeitraums im Rahmen 
besonderer Anlässe abgegeben hatten. Dieses Material 
unterzog ich der sog. Kritischen Diskursanalyse (KDA) 
nach Jäger (Jäger 2015)4, um mit deren Hilfe die Aussa-
gen bzw. Argumentationen der eruierten PolitakteurIn-
nen zu diesem Forschungsbereich evaluieren zu können. 
Denn damit konnte ich die Haltung dieser PolitikerIn-
nen zur hES-Zellenforschung ermitteln und gleichzeitig 
authentische Rückschlüsse auf  die Einstellung „ihrer“ 
Parteien zu dieser Thematik ziehen.

2.  Rechtliche Regelungen der hES-Zellenforschung 
(international und national)

Wie bereits angeführt, gaben der Europarat, die Euro-
päische Union und die Vereinten Nationen wegen der 
umstrittenen Formen der Gewinnung von hES-Zellen 
für die Forschung bereits um die Jahrtausendwende 
zwar nicht bindende, aber sehr konkrete Empfehlungen 
zum Schutz von Frühembryonen ab: 

Im Übereinkommen über Menschenrechte und 
Biomedizin des Europarats wurde im Kapitel V Art 18 
(Forschung an Embryonen in vitro) auf  den Schutz des 
Embryos im Rahmen von Forschungen hingewiesen 
(Europarat: Sammlung Europäischer Verträge [SEV] Nr.  

4 Die KDA ist ein Konzept qualitativer Sozialforschung, das 
Vorschläge bietet, wie sich Diskurse analysieren und interpretieren 
lassen.

164 [1997])5. Die Europäische Gruppe für Ethik der Na-
turwissenschaften und der neuen Technologien (EGE) 
der EU gab im November 2000 eine Stellungnahme zu 
den ethischen Aspekten der Forschung mit hES-Zellen 
heraus, denen die im November 2001 vom International 
Bioethics Committee der UNESCO publizierten Emp-
fehlungen weitgehend entsprachen. 

Kurz zusammengefasst handelte es sich um folgen-
de Vorgaben: Forschungen mit hES-Zellen sollten einer 
staatlichen Regulierung unterstellt werden, um ethische 
Kriterien zu gewährleisten und Missbrauch zu verhin-
dern. Die Freigabe überzähliger ART-Frühembryonen 
für Forschungszwecke sollte eine informierte Zustim-
mung der Spenderpersonen und eine Überprüfung 
durch ein Ethikkomitee implizieren. Die Erzeugung von 
Frühembryonen mit gespendeten Keimzellen und die 
Herstellung von Frühembryonen durch therapeutisches 
Klonen sollte nur im Ausnahmefall gestattet werden 
(Deutsches Referenzzentrum für Ethik in den Biowis-
senschaften 2000; United Nations Educational, Scienti-
fic and Cultural Organization 2001). 

Trotz dieser Vorgaben beschäftigte sich die Politik 
in den meisten Ländern, in denen hES-Zellenforschung 
betrieben oder geplant wurde, nur mit der Gewinnung 
von hES-Zellen, umfassendere Regelungen der hES-Zel-
lenforschung (betrifft z.B. die Nutzung der PID, die Chi-
mären-Forschung, etc.) wurden kaum berücksichtigt (de 
Wert/Mummery 2003). 

In den meisten EU-Ländern waren die rechtlichen 
Regelungen initial sehr „unausgegoren“ und wurden 
deshalb mehrmals revidiert. Eine inhaltliche Einheit-
lichkeit erfuhren sie trotzdem nicht – im Gegenteil: li-
beral waren die Entscheidungen in Belgien, Großbritan-
nien und Schweden. hES-Zellen durften aus nach ART 
überzähligen, mit gespendeten Gameten hergestellten 
und durch Forschungsklonen erzeugten Frühembry-
onen gewonnen werden. Moderate Vorgaben gab es in 
Dänemark, Frankreich, Griechenland, Niederlande, etc. 
(insgesamt elf  Länder): Für die hES-Zellengewinnung 
wurden überzählige ART-Frühembryonen und z.T. ab-
ortierte Feten freigegeben. Restriktiv waren die Bestim-
mungen in Deutschland, Irland und Italien, es durften 
nur importierte hES-Zellen für spezielle Vorhaben be-
forscht werden. In Litauen, Malta, Slowakei und Polen 
wurde die hES-Zellenforschung verboten. In sechs Län-
dern erfolgte keine Regelung (Bulgarien, Estland, Lu-
xemburg, Kroatien, Rumänien, Zypern) (Druml 2009, 
649-650; Spielberg 2012).

Im Nicht-EU-Land Schweiz wurde das 2004 von der 
Regierung vorgelegte Stammzellenforschungsgesetz, 
das die Freigabe überzähliger ART-Frühembryonen für  

5 Deutschland und Österreich unterzeichneten es bis heute nicht, 
wohl aber die Schweiz.
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spezielle Forschungsvorhaben vorsah, per Volksabstim-
mung gebilligt (Koeferl Puorger et al. 2006). 

In Österreich gibt es keine gesetzlichen Normen für 
die Forschungen mit hES-Zellen, sie sind als Rechtsbe-
griff unbekannt (Kopetzki 2009, 297). Die Gewinnung 
von hES-Zellen aus überzähligen ART-Frühembryonen 
ist laut § 9 Abs 1 Fortpflanzungsmedizingesetz (FMedG 
BGBl. Nr. 275/1992) verboten. Nicht geregelt und damit 
nicht verboten ist die Forschung mit importierten hES-
Zellen (Kopetzki 2009, 299-302). Ebenfalls nicht gere-
gelt und nicht verboten sind das therapeutische Klonen, 
obwohl dafür humane Eizellen(spenden) notwendig 
sind (Kopetzki 2009, 302-305), und die Chimären-For-
schung (hES-Zellen werden in Frühembryonen von Tie-
ren [z.B. Schweine oder Affen] zur geplanten Erzeugung 
von Organen für Transplantationszwecke eingebracht) 
(Wiener Zeitung 2008, 10; Czepel 2021). Ergänzt sei 
dazu, dass die Forschungen mit adulten (hAS-Zellen) 
und mit induzierten pluripotenten Stammzellen (hiPS-
Zellen) auch keine Regelung erfuhren und im Wesent-
lichen denselben – allgemein gehaltenen – rechtlichen 
Schranken wie die humanmedizinische Forschung ins-
gesamt unterliegen (Kopetzki 2009, 297). 

Die Diskussion um die hES-Zellenforschung setzte 
in Österreich wegen mangelndem Interesse an diesem 
Forschungsbereich verzögert ein (Körtner 2003, 124). 
Letztlich waren zwei Fakten dafür maßgeblich, dass die 
hES-Zellenforschung zu einem öffentlichen bzw. poli-
tischen Thema wurde: Einerseits ein Anfang Mai 2001 
von der Tageszeitung „Der Standard“ mit dem Fort-
pflanzungsmediziner Johannes Huber vom Allgemei-
nen Krankenhaus (AKH) in Wien geführtes Interview, in 
dem er „eine Freigabe überzähliger ART-Frühembryo-
nen für die Forschung forderte“ (Fleischhacker 2001a, 6), 
und andererseits die auch bei uns perzipierte Diskussion 
um die Erlaubnis der hES-Zellenforschung in Deutsch-
land (derstandard.at 2001b). Da die damals regierenden  
Mitte-Rechts-Parteien („Schüssel-Ära“ [2000-2007]) 
aber diesen Forschungsbereich aus moralischen Grün-
den ablehnten, wurde er – auch auf  Grund fehlenden öf-
fentlichen Drucks – während dieser Phase sehr restrik-
tiv behandelt (Körtner 2004). 

Nach dieser Ära folgte eine SPÖ/ÖVP-Koalitions-
regierung unter Alfred Gusenbauer (SPÖ), die hES- 
Zellenthematik erfuhr aber zunächst weiterhin keine 
Aufmerksamkeit (Körtner 2007). Erst die im Jänner 
2008 von der BEK und dem Institut für Ethik und Recht 
in der Medizin der Universität Wien abgehaltene In-
ternationale Tagung „Stammzellforschung. Ethische 
und rechtliche Aspekte“ brachte Bewegung in die hES- 
Zellenthematik. Fast alle eingeladenen PolitikerInnen 
signalisierten, die hES-Zellenforschung unterstützen 
zu wollen, und sprachen sich für ein Stammzellenfor-
schungsgesetz aus (Kramar 2008, 33-34). Diese Signale 
blieben allerdings ohne politische Konsequenz, trotz der 

2009 von der BEK abgegebenen Empfehlung, überzähli-
ge ART-Frühembryonen für die Forschung freizugeben 
(Taschwer 2009, 15; Kugler 2009, 24). Der 2011 gestar-
tete Versuch der Grünen, bioethische Fragen, u.a. zur 
hES-Zellenforschung, im Rahmen von Mehrparteien-
gesprächen im Wissenschafts- und im Gesundheitsaus-
schuss zu diskutieren, um einen diesbezüglichen Bio-
ethik-Enquete-Antrag an das Parlament richten zu kön-
nen, scheiterte an der ÖVP (Grüner Klub im Parlament 
2013).  In der Folge verzichteten die Forschungsgegner 
und -befürworter auf  eine rechtliche Regelung der hES-
Zellenforschung, eine diesbezügliche Forderung wurde 
nur mehr anlassbezogen von den Medien (z.B. Brühl et 
al. 2013, 22; Czepel 2021) verlangt. 

3.  Stand der Forschung zum Umgang der österrei-
chischen Politik mit der hES-Zellenforschung 

Auf die Bedeutung der Biomedizin/Bioethik für die 
Politik machte Herbert Gottweis bereits um die Jahr-
tausendwende aufmerksam (Gottweis o. D.)  und wies 
in der Folge immer wieder daraufhin, dass sich Öffent-
lichkeit und Politik mit den neuen, z.T. polarisierenden 
Forschungsfeldern auseinandersetzen müssten, um den 
Problemkreis in den Griff zu bekommen. In Österreich 
erkannte er allerdings kein diesbezügliches antizipati-
ves Engagement der Politik (Gottweis 2002; 2004).

Dieses Faktum bestätigten Robert Gmeiner und 
Ulrich H. J. Körtner 2002 im Zusammenhang mit den 
Empfehlungen der BEK: „Die Politik habe z.B. deren 
Empfehlungen, nämlich den Beitritt Österreichs zur 
Biomedizinkonvention des Europarates (BMK) und die 
finanzielle Unterstützung der Arbeiten mit hES-Zel-
len im 6. Forschungsrahmenprogramm (FRP) der EU, 
bewusst abgelehnt, um sie nicht verfolgen zu müssen“ 
(Gmeiner/Körtner 2002, 171-172). 

In seinem 2003 erschienenen Beitrag reklamierte 
Gmeiner, dass die Öffentlichkeit, trotz diverser Veran-
staltungen zu bioethischen Fragen, keine wirklichen In-
formationen erfahren habe. Als Ursachen dafür erkann-
ten er und – in einer ähnlichen Arbeit – Petra Grabner 
die konservative Einstellung der Regierenden, die Pas-
sivität der Opposition und die die politische Beschäfti-
gung mit der hES-Zellenforschung bewusst blockieren-
de Katholische Kirche (Gmeiner 2003; Grabner 2003). 

Körtner beleuchtete in mehreren Mitteilungen die 
Fakten, die der Politik während der Schüssel-Ära einen 
Vorbehalt zur hES-Zellenforschung ermöglichten: Eine 
wissenschaftskritische/feindliche Grundstimmung der 
Bevölkerung, eine lebensbewahrende Wertehaltung vie-
ler Menschen zu ART-Frühembryonen, wenn es um die 
hES-Zellengewinnung geht, ein Verbot der hES-Zellen-
forschung seitens der Katholischen Kirche, eine man-
gelhafte Rechtslage des Embryos und ein Ignorieren der 
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BEK-Empfehlungen zur hES-Zellenforschung (Körtner 
2002; 2003; 2007).

Zu den persistierenden Debattendefiziten zur 
Stammzellenpolitik stellte Gmeiner 2006 neuerlich 
fest, dass die Regierung, das Parlament und die Parteien, 
trotz positiver Statements seitens der BEK, die Diskus-
sion um die hES-Zellenforschung vernachlässigt und so-
gar erlaubt hätten, dass sich NGOs und die Katholische 
Kirche, trotz ihrer ablehnenden Einflüsse, in diese Dis-
kussion einbringen (Gmeiner 2006). 

In Zusammenhang mit der im 6. bzw. 7. Forschungs-
rahmenprogramm (FRP) der EU (06/2002-12/2006 bzw. 
01/2007-12/2013) vorgesehenen finanziellen Unterstüt-
zung der hES-Zellenforschung kritisierte Raoul Kneu-
cker die vor allem auf  Wissenschaftsministerin Elisa-
beth Gehrer (ÖVP) zurückgehende ablehnende Position 
zu dieser Förderung: „Denn in Österreich existierten 
weder gesetzliche Maßnahmen zur Forschung mit hES-
Zellen noch sei ein einschlägiges internationales Ab-
kommen (z.B. die Biomedizinkonvention) unterschrie-
ben worden“ (Kneucker 2008, 67-68). 

2011 publizierte Christiane Druml, gemeinsam mit 
Doris Wolfslehner, eine Arbeit zur Bedeutung der BEKs 
für die hES-Zellenforschung in den EU-Ländern. Die 
BEKs behandelten diesen Forschungsbereich insgesamt 
homogen, abgesehen von Deutschland und Italien. Dort 
seien die Diskussionen beim moralischen bzw. rechtli-
chen Status des Embryos stehengeblieben, aber trotzdem 
sei eine rechtliche Regelung zusammengebracht worden. 
In Österreich warteten dagegen die Empfehlungen der 
BEK zur hES-Zellenforschung auf  eine politische Konse-
quenz (Druml/Wolfslehner 2011, 76-77). 

Ergänzend dazu sind noch folgende Forschungsbe-
reiche erwähnenswert: Ein Aspekt sind die offiziellen 
Einflussnahmen der Katholischen Kirche auf  die öffent-
liche Meinung und auf  die Regierungsparteien, d.h., die 
Kirchenvertreter forderten wegen der umstrittenen Zel-
lengewinnung immer wieder ein absolutes Verbot der 
hES-Zellenforschung (z.B. Der Standard 2002, 34; ders-
tandard.at 2006; religion.ORF.at 2009), ohne den gesell-
schaftlichen Pluralismus zu berücksichtigen (Kramar 
2008, 33-34). Ingrid Metzler und Anna Pichelstorfer 
(2020) beleuchteten in ihrer 2020 veröffentlichten Ar-
beit u.a. die Einflussstrategien der Katholischen Kirche 
auf  biopolitische Themen wie ART und hES-Zellenfor-
schung während der letzten 30 Jahre und subsumierten, 
dass diese Maßnahmen initial aggressiv und seit einigen 
Jahren eher unterschwellig geführt würden, aufgehört 
hätten sie nicht. 

Ein zweiter Aspekt betraf  den Einfluss der sog. Hu-
manexperimente während der Nazi-Ära auf  die öffentli-
che Akzeptanz der hES-Zellenforschung. Barbara Prain-
sack und Robert Gmeiner führten die fehlende Befür-
wortung der hES-Zellenforschung in Österreich nur z.T. 
auf  die Katholische Kirche zurück: Denn in Italien und 

Spanien, wo diese Institution eine große Macht habe, 
sei eine rechtliche Regelung der hES-Zellenforschung 
möglich gewesen. Dieser Forschungsbereich sei vielmehr 
wegen der notwendigen Zerstörung von ART-Frühem-
bryonen in Erinnerung an die medizinischen Gräuelta-
ten während der NS-Zeit von der Politik, ähnlich wie in 
Deutschland (Gottweis/Prainsack 2003, 429), distanziert 
behandelt worden (Prainsack/Gmeiner 2008, 389-390).

Mit einer weiteren politikwissenschaftlichen Frage 
beschäftigte sich Erich Griessler, der zum 2009 abgege-
benen BEK-Vorschlag, die hES-Zellenforschung zu libe-
ralisieren, feststellte, dass der in Österreich innerhalb 
der Öffentlichkeit und der Politik existierende latente 
Konflikt um die Fristenregelung dieser Liberalisierung 
entgegenstehe. Die ÖVP habe wegen der engen thema-
tischen Verbindung zwischen der hES-Zellenforschung 
und der Fristenlösung die BEK-Empfehlung abgelehnt, 
die SPÖ habe aus gleichen Gründen dazu keine Stellung-
nahme abgegeben (Griessler 2010, 170-173). 

Ein letzter Themenkomplex implizierte das an-
geblich bescheidene Interesse an Wissenschaft und die 
Wissenschaftsskepsis in Österreich. Diesen Problemen 
wurde während der letzten 23 Jahre mit Hilfe zahlrei-
cher Umfragen nachgegangen. Erwähnenswert sind 
die Erhebungen der spanischen Banco Bilbao Vizcaya 
Argentaria (BBVA) Foundation, die Eurobarometer-Sur-
veys sowie eine aktuelle Österreich-Umfrage. Die Unter-
suchungen der BBVA Foundation vom Jahr 2008, die u.a. 
auch die hES-Zellenforschung betrafen, ergaben z.B., 
ähnlich wie die von 2003, dass „die ÖsterreicherInnen 
zwar wenig über diese Forschungen wüssten (nur 41,8% 
der Befragten hätten sich einmal damit beschäftigt), sie 
aber trotzdem ablehnten“ (science.ORF.at 2008). Die 
Eurobarometer-Surveys erbrachten z.B. in der 2010er-
Studie, dass der Zulassung der hES-Zellenforschung nur 
etwa 39% der Befragten zustimmten, wodurch Öster-
reich an letzter Stelle landete (Special Eurobarometer 
340, 2010, 56-57).  In der 2021er-Studie verneinten 53% 
der ÖsterreicherInnen die Frage, ob es für das eigene 
Leben wichtig sei, über Wissenschaft Bescheid zu wis-
sen, womit sie den drittletzten Platz im EU-Ranking 
belegten (Special Eurobarometer 516, 2021, 32-35). Eine 
diese Daten zwar „kalmierende“, aber das Desinteresse 
an Wissenschaft letztlich doch bestätigende Österreich-
Umfrage wurde 2023 von Johannes Starkbaum et al. 
(2023, 22-84) vom Institut für Höhere Studien in Wien 
veröffentlicht. Bemerkenswert ist in dieser Studie die 
ausführliche Beleuchtung der historischen bzw. der so-
ziologischen Ursachen für dieses Verhalten während der 
letzten 500 Jahre („Wissenschaft hat in Österreich eine 
Tradition der Nachrangigkeit“) (Stepanek 2023).

Abschließend werden noch drei juristische Arbeiten 
zur hES-Zellenforschung vorgestellt: 

Michael Mayerhofer behandelte u.a. den im § 9 Abs 1  
FMedG verwendeten Begriff der „entwicklungsfähigen 
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4.  Politische Entscheidungsmöglichkeiten zur  
Lösung moralischer Wertekonflikte

Die Aufgabe der Moralpolitik besteht darin, essenzi-
elle, innerhalb einer Gesellschaft auf  gegensätzlichen 
Wertevorstellungen basierende moralische Konflik-
te einer (gesetzlichen) Regelung zuzuführen (Mooney 
1999). Eine besondere Herausforderung sind in diesem 
Rahmen vor allem die Wertekonflikte, die das Recht auf  
Leben betreffen (z.B. Abtreibung, ART, Gentechnologie 
und hES-Zellenforschung), weil sie meist religiöse Ein-
flussnahmen implizieren (Engeli 2009; Fink 2009).

Die zur Kalmierung von Wertekonflikten der Politik 
zur Verfügung stehenden Lösungen (z.B. Moratorien, 
Kompromissvorschläge, verordnete Konfliktbeendi-
gungen) haben bei ethischen Problemen keine Erfolgs-
aussicht, da die Konfliktparteien ihre Ansprüche nicht 
zurücknehmen (Willems 2016, 254-258). Die Politik ver-
sucht daher, schwierige moralpolitische Themen zu ent-
politisieren, d.h., „sie verstecke sich hinter Ethikkom-
missionen oder Gerichten, zumal von diesen Institutio-
nen Empfehlungen für ein politisches und/oder gesetz-
geberisches Prozedere erwartet würden“ (Heichel/Knill 
2013, 61-62). Wenn diese Strategie keinen Erfolg zeitigt, 
bleiben nur mehr das Hinauszögern einer politischen 
Entscheidung6 oder eine bewusste Nicht-Entscheidung. 

Auf  die Möglichkeit des non-decision making zur 
Behandlung eines problematischen öffentlichen Kon-
flikts wiesen erstmals die beiden US-amerikanischen 
Politikwissenschafter Peter Bachrach und Morton S. Ba-
ratz hin. Sie erkannten der politischen Macht „zwei Ge-
sichter“ zu, d.h., „Macht könne nicht nur konkrete Ent-
scheidungen kreieren bzw. durchsetzen, sondern darauf  
auch verzichten“ (Bachrach/Baratz 1962, 947, 952). Bach-
rach und Baratz (1963, 639-642) führten deshalb den 
Begriff der „Nicht-Entscheidung“ (non-decision making 
[power]) ein und konstatierten, dass Macht für eine Ent-
scheidung, aber auch zur Verhinderung einer Entschei-
dung (non-decision making power) verwendet werden 
könne, zumal ein Entscheidungsprozess bereits vor sei-
nem Aktuell-Werden unterbunden werden könne. Das 
könne durch Negieren, Blockieren oder Unterdrücken 
einer konfliktassoziierten Forderung (u.a. durch nega-
tive Aussagen oder durch Einschüchterung der Heraus-
forderer) unterbunden werden, so dass sie nicht auf  die 
politische Agenda komme (Marchbank 1994). Die non-
decision making power ist eine spezielle, aber durchaus 
gängige politische Taktik, dank der schwierige, kontro-
verse Konflikte erst gar nicht diskutiert werden (müs-
sen). Damit könne eine notwendige Entscheidung abge-
wendet und der gewünschte Status quo aufrechterhalten 
werden (Kräuter 2009, 16-17). 

6 Wenn ethisch umstrittene medizinische Forschung zeitadäquat 
positive Ergebnisse erbringt (betraf  z.B. die Herztransplantation), 
verpuffen moralpolitische Debatten von selbst (Henn 2021).

Zellen“: Es handle sich um totipotente Zellen, aus ihnen 
könne sich ein Mensch entwickeln. Die sich nach der 
dritten Zellteilung (8-Zellen-Stadium) bildenden Blas-
tozysten (Frühembryonen) enthalten keine „entwick-
lungsfähigen Zellen“ mehr, sondern pluripotente, auf  
die Gewebe- bzw. Organbildung ausgerichtete Epiblas-
ten. Diese Zellen dürfen in Österreich nicht aus Frühem-
bryonen gewonnen, aber aus dem Ausland importiert 
werden (Mayrhofer 2003, 97-99, 105-107).

Christian Kopetzki (2003, 60-65) behandelte u.a. 
den Embryonenschutz im Rahmen der hES-Zellenfor-
schung: Die verfassungsrechtlichen Vorgaben für den 
Embryonenschutz seien in Österreich gering ausge-
prägt, denn das Grundrecht auf  Leben inkludiere das 
ungeborene Leben nicht. Schutzlos seien Embryonen 
dank allgemeiner Sachlichkeitserwägungen nicht. Eine 
Ausdehnung des grundrechtlichen Lebensschutzes auf  
in-vitro-Embryonen lasse sich verfassungsrechtlich je-
doch nicht begründen. Die hES-Zellenforschung sei da-
her nicht verboten. 

Kopetzki machte 2009 neuerlich darauf  aufmerk-
sam, dass ein grundrechtlicher Schutz des Lebens für 
ART-Frühembryonen nicht existiere. Es bestünden viel-
mehr sogar verfassungsrechtliche Bedenken gegen das 
Verbot der hES-Zellengewinnung aus ART-Frühembry-
onen, die zur Entsorgung anstehen (Kopetzki 2009, 313-
314). 

Die resümierend dargestellten Inhalte der wissen-
schaftlichen Publikationen vermittelten ein sehr hete-
rogenes Bild zum Umgang der Politik mit der hES-Zel-
lenforschung. Die Gründe dafür reichten von einem un-
geklärten ontologischen, moralischen und rechtlichen 
Status des Frühembryo und dessen Freigabe für die For-
schung, über das von der Katholischen Kirche geforderte 
Verbot der hES-Zellenforschung bis hin zum Desinter-
esse der Bevölkerung an diesen Forschungen und zu for-
schungspolitischen Diskrepanzen betr. eine Förderung 
der Forschung mit importierten hES-Zellen. Trotz die-
ser Divergenzen erschienen während der 2. Dekade des 
21. Jahrhunderts keine politikwissenschaftlichen Bei-
träge mehr zu biopolitischen Fragen der hES-Zellenfor-
schung. Das ist erstaunlich, weil die Medien immer wie-
der über in Österreich nicht expressis verbis verbotene 
(z.B. CRISPR-Cas-Untersuchungen [„Genschere“] und 
Chimären-Forschung), sondern sogar hierzulande initi-
ierte Forschungsprojekte (z.B. Organoid-Herstellungen 
[Mikrostrukturen aus hES- oder hiPS-Zellen zur Unter-
suchung spezieller Organentwicklungen]) berichteten, 
zu denen u.a. Prainsack und Körtner kritische Stellung-
nahmen abgaben. Diese Artikel enthielten aber weder 
Kommentare von der BEK noch von der Politik (Kurier 
2019; Wieselberg 2019; Czepel 2021; religion.orf.at 2022; 
Goldenberg 2022). 
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Um meine eingangs formulierte These, dass die 
österreichische Politik keine rechtliche Regelung (non-
decision making) der hES-Zellenforschung anstrebte, 
untermauern zu können, untersuchte ich mündliche/
schriftliche Statements österreichischer PolitikerInnen 
zu diesem Forschungsbereich, die im Zeitraum zwi-
schen 2001 und 2013 (im Zuge der Vorbereitungen zum 
FMedRÄG 2015 ebbten die Diskussionen um die hES-
Zellenforschung ab) in inländischen Printmedien (Der 
Standard, Die Presse, Kurier, Wiener Zeitung) und elek-
tronischen Medien (APA-Meldungen, Presseaussendun-
gen, science.ORF.at) erschienen waren. Als Schlagworte 
verwendete ich „Embryonale Stammzellenforschung 
in Österreich“, „Rechtliches zur Lage der embryonalen 
Stammzellen in Österreich“, „Bioethikkommission und 
embryonale Stammzellen“, „Embryonale Stammzellen 
und Gehrer, Grünewald, Flemming, Silhavy, etc.“. Diese 
Artikel bzw. Meldungen entnahm ich z.T. aus mir zu-
gänglichen Tageszeitungen, vor allem aber aus dem In-
ternet. 

Die ermittelten Texte wurden nach der bereits er-
wähnten KDA nach Jäger analysiert. Die KDA ist eine 
qualitative Forschungsmethode vor allem zur Inter-
view- und Medienanalyse, um die (Macht)Wirkung 
von Diskursen jeglicher Art zu überprüfen (Rede, Ge-
spräch, Aussendung, Abhandlung etc.)7. Es geht hier 
nicht um die ethische Bewertung des Handelns per se, 
sondern um eine Analyse der von den AkteurInnen bei 
ihren Statements verwendeten Argumenten, mit denen 
sie ihre Interessen durchzusetzen versuchen. Folglich 
bietet die KDA die Möglichkeit, problematische ge-
sellschaftliche, kulturelle und politische Gegebenheiten 
sichtbar und somit auch kritisierbar zu machen (Jäger 
2015, 7-9, 10-11). Bei der politischen KDA geht es um die 
Analyse von Reden und Schriften von PolitikerInnen, 
die durchaus nur ein Thema betreffen können. Ziel ist, 
die gemeinsame inhaltliche Struktur dieser Aussagen 
und ihre Wirkungen aufzudecken (Jäger/Zimmermann 
2010, 22-23 bzw. 98-100).

Die KDA-Vorgabe impliziert, kurz zusammenge-
fasst, folgendes Vorgehen: Definieren des Untersu-
chungsgegenstandes, Bestimmen des Materials bzw. 
Erstellen des Corpus (Gesamtmenge der Diskursfrag-
mente, zu finden auf  einer/mehreren Diskursebene/n 
[Wissenschaft, Politik, etc.]), Strukturanalyse des Cor-
pusmaterials zur Eruierung thematisch typischer Texte 
und Erstellen von Inhaltsexzerpten (eine Art Voranalyse 
für die Feinanalyse), Feinanalyse dieser Texte (unter Be-
rücksichtigung des institutionellen Rahmens [z.B. von 
wem stammt der Text, wer ist der Autor, etc.], der Text-
oberfläche [z.B. Ziel eines Artikels], sprachlich-rheto-
rischer Mittel [dafür gibt es kein vorgegebenes Schema] 

7 Jäger bezeichnete die KDA nicht als sprachwissenschaftliche 
Methode. Sprache sei vielmehr ein Medium, an dem sich die 
Transformation von Wissen ablesen lasse (Jäger 2015, 77-78).

und inhaltlich-ideologischer Aussagen mit themenasso-
ziierten Kategorien)8 sowie eine abschließende Gesamt-
analyse durch Interpretation bzw. Kritik der ermittel-
ten Ergebnisse, um Fragen wie Botschaftsvermittlung, 
sprachliche Wirkung, Ansprechen von Zielgruppen etc. 
zu beantworten (Jäger 2015, 90-111). 

Ich führte nach der Ermittlung des Corpus eine 
Strukturanalyse des gefundenen Materials („diskursives 
Gewimmel“) durch, um daraus adäquate Publikationen 
für mein Forschungsvorhaben selektieren zu können. 
In diesem Rahmen ließ sich das Gros der Texte auf  fünf  
aufschlussreiche Anlässe („Diskursstränge“) verorten: 
1. Forderung der Freigabe von ART-Frühembryonen für 
die Forschung (2001), 2. Finanzierung der hES-Zellen-
forschung im 6. EU-FRP (2001-2003), 3. Wiener Stamm-
zellenforschungstagung (2008), 4. BEK-Empfehlung, 
überzählige ART-Frühembryonen für die Forschung 
freizugeben (2009), 5. Mehrparteiengespräche zu bio-
ethischen Fragen, u.a. zur hES-Zellenforschung (2011-
2013). 

Nach der Strukturanalyse erstellte ich sinngemäße 
Inhaltsexzerpte der zu den fünf  besonderen Ereignis-
sen gefundenen Texte. Für die Feinanalyse der Aussagen 
wurden von Jäger, wie erwähnt, verschiedene Katego-
rien vorgeschlagen, u.a. rhetorische Mittel, Kompositi-
on, Sachlichkeit, Argumentation, etc., die nach Notwen-
digkeit erweitert werden können (Jäger/Zimmermann 
2010, 56-57). Damit können das politische Denken und 
die Absichten der AkteurInnen offengelegt werden (Jä-
ger/Zimmermann 2010, 94-96, 96-98). 

In Einklang damit wählte ich drei spezielle Katego-
rien für mein Analysevorhaben: 1. Rechtliche Realität, 2. 
Sachliche Correctness, 3. Weltanschaulich-ideologische 
Einflüsse, um den Wahrheitsgehalt, die Objektivität und 
die implizite Parteienhaltung in diesen Stellungsnah-
men zu ermitteln. Die erhobenen Ergebnisse stelle ich 
hier vor und diskutiere dann deren Einfluss auf  die von 
Seiten der Politik mehrfach angekündigte Bereitschaft, 
ein Stammzellenforschungsgesetz auf  den Weg bringen 
zu wollen. 

5.  Exzerpte der Aussagen österreichischer  
PolitikerInnen zur hES-Zellenforschung 

Die hES-Zellenforschung hatte initial in Österreich we-
der eine wissenschaftliche noch eine öffentliche bzw. 
politische Bedeutung, da die Zellengewinnung aus über-
zähligen ART-Frühembryonen laut § 9 Abs 1 FMedG 
(BGBl. Nr. 275/1992) verboten war, was nach „allgemei-
ner Auffassung“ auch die hES-Zellenforschung inklu-
dierte (Körtner 2003, 125). Bundeskanzler Wolfgang 

8 Die Strukturanalyse bildet mit den Ergebnissen der Feinanalyse die 
Basis für die Interpretation und die Einschätzung der Wirkung des 
untersuchten Diskursstrangs (Jäger/Zimmermann 2010, 115)
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Schüssel (ÖVP) plante trotzdem Anfang März 2001 eine 
ihn beratende BEK, die ihn über die Entwicklungen der 
Humanmedizin/-biologie informieren sollte (Verord-
nung BGBl. II Nr. 226/2001). 

Die erste Ursache, durch die die österreichische Poli-
tik mit der hES-Zellenforschung konfrontiert wurde, 
war die vom designierten Vorsitzenden dieser BEK, dem 
Fortpflanzungsmediziner Johannes Huber, anlässlich 
seines „Standard“-Interviews vom 10. Mai 2001 geäu-
ßerte Forderung, überzählige ART-Frühembryonen für 
die Forschung freizugeben (Fleischhacker 2001a, 6). Die-
ser Vorschlag wurde von den Gesundheitssprechern der 
vier Parlamentsparteien positiv aufgenommen (Fleisch-
hacker 2001b, 8), blieb aber ohne Konsequenz. In seinem 
12 Tage später mit dem „Standard“ geführten Interview 
meinte Schüssel, dass „der Vorstoß Hubers eine längst 
fällige Diskussion einleite, was man auf  dem Stammzel-
lensektor dürfe und was nicht. Und, dass sich ÖVP-Ge-
sundheitssprecher Erwin Rasinger für die Freigabe der 
Embryonenforschung ausgesprochen habe, könnte dazu 
beitragen, existenzielle Grundfragen wieder aufzuneh-
men. Diese Debatten sollten aber härter geführt werden 
als bisher. Wichtig sei die Grenzziehung, um Positives 
zu erreichen er werde sich im Zweifel für das Restriktive, 
Besonnene entscheiden“ (Fleischhacker 2001c, 38). 

Ein zweiter Anlass war die am 3. Dezember 2001 
vom EU-Forschungskommissar Philippe Busquin an-
gekündigte finanzielle Förderung der hES-Zellenfor-
schung im 6. FRP der EU (06/2002-12/2006) (Schön-
bauer 2001, 30). Wissenschaftsministerin Elisabeth 
Gehrer protestierte sofort gegen diesen Vorschlag (Der 
Standard 2001, 9) und verlangte eine Stellungnahme 
der BEK, die allerdings die hES-Zellenforschung unter 
Auflagen mehrstimmig als förderungswürdig einstufte 
(BEK-Beschluss, 3. April/8. Mai 2002). 

Die BEK-Entscheidung wurde von Daniela Rasch-
hofer, Delegationsleiterin der FPÖ bei der EU, zurück-
gewiesen, denn „Österreich müsse trotz Forschungsver-
bots die hES-Zellenforschung mitfinanzieren“ (Freiheit-
liches Pressereferat 2002). Gehrer akzeptierte den BEK-
Beschluss ebenfalls nicht und votierte beim Treffen der 
EU-ForschungsministerInnen im Juni 2002 gegen eine 
finanzielle Unterstützung der hES-Zellenforschung, 
was von Deutschland, Irland, Italien und Spanien mit-
getragen wurde. Die dänische Ratspräsidentschaft er-
arbeitete daraufhin ein einjähriges Moratorium, dem 
diese Länder mit der Forderung nach neuen, die hES- 
Zellenforschung betreffenden Richtlinien zustimmten 
(Wiener Zeitung 2002, 1). Die Anfang Juli 2003 veröf-
fentlichten Ethik-Leitlinien lehnte Raschhofer aus den 
erwähnten Gründen neuerlich ab (Freiheitliches Pres-
sereferat 2003). Marilies Flemming, ÖVP-Abgeordnete 
zum Europa-Parlament (EP), forderte eine Dringlich-
keitsdebatte zu diesen Leitlinien, zumal „Millionen EU-
BürgerInnen, für die ein Embryo das kleinstmögliche 

menschliche Leben sei, Forschung finanzieren sollten, 
bei der Embryonen getötet würden“ (ÖVP-Bundespar-
tei, Presse und Medien 2003). Als bekannt wurde, dass 
die EU-Kommission die Forschungsfinanzierung befür-
worten werde, informierte Flemming das EP, dass „in 
einigen EU-Mitgliedstaaten die Abtreibung behinderter 
Kinder sogar bis zum 9. Monat erlaubt sei. An diesen 
Kindern wolle die Kommission Forschungsprojekte fi-
nanzieren, zu vergleichen mit den Humanexperimenten 
während der NS-Zeit“ (EVP-ED Pressestelle 2003). Am 
29. Juli 2003 stellte Gehrer, die die neuen Ethiklinien 
ebenfalls ablehnte, in einem „Standard“-Interview fest, 
„dass man, sollte es irgendwann ein Institut geben, das 
mit hES-Zellen forschen wolle, das bewerten und sich 
anschauen werde, was die machen. Zudem gebe es dafür 
die BEK und auch die Möglichkeit, sich in diesem Bereich 
bestehende Gesetze einmal genau anzusehen“ (derstan-
dard.at 2003). Das EP sprach sich am 19. November 2003 
für eine Finanzierung der hES-Zellenforschung aus. Das 
Treffen der ForschungsministerInnen am 3. Dezember 
2003 blieb diesbezüglich ohne Ergebnis. Der Vorschlag 
Italiens, die hES-Zellenforschung unter strengsten Auf-
lagen zu fördern, wurde von Gehrer unterstützt, auch, 
„weil er von Kardinal Schönborn akzeptiert worden sei“ 
(Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur Pressedienst 2003). Er fand aber keinen Zuspruch, 
und das Moratorium war damit beendet. 

Ein drittes Ereignis war die am 17./18. Jänner 2008 
in Wien abgehaltene internationale Fachtagung zur 
Stammzellenforschung. Während dieser Tagung sollten 
sich, wie die Staatssekretärin im Bundeskanzleramt, 
Heidrun Silhavy (SPÖ), in ihrer Eröffnungsansprache 
ausführte, „die geladenen PolitikerInnen mit der hES- 
Zellenforschung auseinandersetzen. Denn sie erhoffe 
sich, dass bis zum Herbst 2008 eine rechtliche Regelung 
dieses Forschungsbereichs möglich sein würde“ (Bun-
despressedienst 2008; Der Standard 2008, 39). Hannes 
Jarolim, SPÖ-Justizsprecher, und Kurt Grünewald, Wis-
senschaftssprecher der Grünen, sprachen sich für eine 
Verwendung übrig gebliebener ART-Frühembryonen 
für Forschungszwecke aus. Als verlogen bezeichnete die 
ÖVP-Wissenschaftssprecherin Gertrude Brinek, „dass 
die Gewinnung von hES-Zellen aus ART-Frühembry-
onen verboten ist, aber hES-Zelllinien importiert wer-
den dürften“. FPÖ-Wissenschaftssprecher Martin Graf  
war ebenfalls für eine Lockerung der Freigabe von ART-
Frühembryonen. BZÖ-Wissenschaftssprecher Gernot 
Darmann hielt sich bedeckt. Alle Pro-PolitikerInnen 
forderten mehr öffentliche und politikinterne Diskus-
sionen sowie einen breiten Konsens für eine gesetzliche 
Lösung (Die Presse 2008, 33). 

Vierter Anlass war die von der BEK (sie wurde im 
Rahmen der Wiener Stammzellenfachtagung zur Stel-
lungnahme aufgefordert) am 17. März 2009 veröf-
fentlichte mehrstimmige Befürwortung der Freigabe 
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überzähliger ART-Frühembryonen für die Forschung 
(Bioethikkommission 2009). Die Reaktionen der Politi-
kerInnen fielen dazu konträr zu ihren eben dargestell-
ten Aussagen aus. Nur Kurt Grünewald begrüßte das 
BEK-Votum (Die Presse 2009, 24). Franz-Joseph Huai-
nigg, Behindertensprecher der ÖVP, konstatierte „einen 
Verstoß gegen moralische Grundwerte“ und forderte 
„eine alleinige Unterstützung der hAS-Zellenforschung“ 
(Huainigg 2009, 21). Vizekanzler Josef  Pröll (ÖVP) sah 
keinen Handlungsbedarf, denn „in Österreich seien die 
Forschungsschwerpunkte ‚weit weg‘ von der hES-Zel-
lenforschung“, die zuständigen PolitikerInnen von SPÖ, 
FPÖ und BZÖ gaben keine Stellungnahmen ab (Tasch-
wer 2009, 15). Erstaunlicherweise reagierte der Minis-
terrat und beauftragte Wissenschaftsminister Johannes 
Hahn (ÖVP), das Stammzellenproblem einer Regelung 
zuzuführen (diepresse.at 2009). Hahn wollte darauf-
hin „die gesetzlichen Graubereiche rasch klären und die 
BEK-Empfehlungen breit diskutieren“ (Der Standard 
2009, 28). 

Hahn und seine Nachfolgerin Beatrix Karl (ÖVP) 
kamen dem Ministerratsauftrag nicht nach. Grüne-
wald und KollegInnen brachten deshalb einen, ein For-
schungsmedizingesetz fordernden Entschließungsan-
trag beim Nationalrat ein (Grünewald, Entschließungs-
antrag 18. Mai 2011) und schlugen gleichzeitig – als fünf-
ter Diskussionsauslöser verstanden – Mehrparteienge-
spräche zu bioethischen Fragen im Wissenschafts- und 
im Gesundheitsausschuss vor. Obwohl Wissenschafts-
minister Karlheinz Töchterle (ÖVP) ein Forschungs-
ethikgesetz erarbeiten wollte (Rosner 2012, 13), wurden 
diese Diskussionen von der ÖVP blockiert. Es konnte 
deshalb erst der 9. April 2013 als Termin für eine Bespre-
chung des geplanten Bioethik-Enquete-Antrags an das 
Parlament fixiert werden. Diesen Termin ließ die ÖVP 
mit der Begründung „wir haben keine Zeit“ platzen. Die 
Gesundheitssprecher von BZÖ und FPÖ reklamierten 
daraufhin, dass es „offenbar von Anfang an das Ziel der 
ÖVP gewesen sei, eine Parlamentarische Enquete zu ver-
hindern“ (Freiheitlicher Parlamentsklub 2013). Dieser 
Auffassung schloss sich Grünewald an und meinte, „dass 
die ÖVP dafür wieder Ausreden finden werde – sie spiele 
offensichtlich mit mittelalterlichen und aufklärungs-
feindlichen Karten“ (Grüner Klub im Parlament 2013). 

Die hES-Zellenforschung war seither für die öster-
reichische Politik kein Thema mehr, mit einer Aus-
nahme: Der Leiter des Wiener Instituts für Molekula-
re Biotechnologie (IMBA), Josef  Penninger, erhielt im 
Frühjahr 2015 eine Berufung an das Berliner Max-Del-
brück-Centrum für Molekulare Medizin. Um Penninger 
am IMBA zu halten, avisierten ihm Wirtschaftsminister 
Reinhold Mitterlehner (ÖVP) und der Wiener Bürger-
meister Michael Häupl (SPÖ) etwa 20 Millionen Euro für 
den Aufbau eines Zentrums für Stammzellenforschung, 
was reichlich Kritik nach sich zog. Penninger blieb da-

raufhin am IMBA (Stanzl 2016, 29), folgte aber 2018 ei-
ner Berufung an die University of  British Columbia in 
Vancouver/Kanada (Illetschko 2018, 13). 2023 kehrte er 
nach Braunschweig an das Helmholtz Zentrum für In-
fektionsbiologie und nach Wien als Professor für Perso-
nalisierte Medizin zurück (kurier.at 2023). 

6.  Ergebnisse und Diskussion 

Die auf  Basis der drei angeführten Kategorien vorge-
nommene Feinanalyse der Statements österreichischer 
PolitikerInnen zur hES-Zellenforschung erbrachte fol-
gende Ergebnisse: 

1. Die Kategorie „rechtliche Realität der Aussagen“ 
zeitigte einige Diskrepanzen mit der Wirklichkeit: 
Flemming und Raschhofer erklärten in ihren insgesamt 
12 Aussendungen, in denen sie sich gegen die im 6. EU-
FRP geplante Finanzierung der hES-Zellenforschung 
aussprachen, jeweils viermal, dass in Österreich die 
hES-Zellenforschung verboten sei. Das ist unrichtig, ein 
solches Verbot existiert(e) nicht. 

Die Feststellung Flemmings, dass die EU Forschung 
finanzieren wollte, bei der Embryonen getötet würden, 
stimmte ebenfalls nicht. Denn die Vorgaben für eine 
finanzielle Unterstützung von hES-Zellenforschungs-
projekten wies eindeutig aus, dass Frühembryonen für 
Forschungszwecke nicht verbraucht werden dürfen 
(derstandard.at 2001d). Flemmings Aussage, dass in 
EU-Ländern Kinder bis zum 9. Monat abgetrieben wer-
den und die EU-Kommission die Forschung an diesen 
Kindern finanziere, ist mehr als polemisch. Denn eine 
Interruptio nach dem dritten Schwangerschaftsmonat 
ist, konträr zur Fristenlösung, nur möglich, wenn dafür 
eine maternal-medizinische oder embryopathische In-
dikation besteht (in Österreich als Indikationslösung be-
zeichnet – § 97 Strafgesetzbuch [Abs 1 Z 2 und 3]). Für die 
hES-Zellenforschung werden nur Urkeimzellen von 5 – 
12 Wochen alten, freigegebenen Feten verwendet, aber 
nicht von älteren Feten.

Die Aussage Gehrers in ihrem „Standard“-Interview 
vom 29. Juli 2003, „dass man, sollte es irgendwann ein 
Institut geben, das mit hES-Zellen forschen wolle, sich 
in diesem Bereich bestehende Gesetze einmal genau an-
sehen werde“ (derstandard 2003), wirft die Frage auf, 
welche Gesetze sie meinte, zumal das einzige Regulativ 
das FMedG ist (Verbot der Gewinnung von hES-Zellen 
aus ART-Frühembryonen). Zum FMedG meinte ÖVP-
Gesundheitssprecher Rasinger bereits 2001, „dass es 
nicht mehr den aktuellen Erfordernissen entspreche, 
was aber nicht gern ausgesprochen werde“ (derstandard.
at 2001b).

2. Bei der zweiten Kategorie „sachliche Correctness“ 
fielen folgende Ungereimtheiten auf: Die 2001 von Jo-
hannes Huber geforderte Freigabe überzähliger ART-
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Frühembryonen für die hES-Zellenforschung war von 
den Gesundheitssprechern aller vier Parlamentspar-
teien positiv aufgenommen, aber in den Parteigremien 
nicht behandelt worden. Ursache dafür war eine angeb-
liche Fehlinterpretation der Sachlage durch den Ge-
sundheitssprecher des ÖVP-Parlamentsklubs, Günter 
Leiner. Er habe nämlich verstanden, dass die hES-Zellen 
aus eigens dafür hergestellten ART-Frühembryonen ge-
wonnen würden, für die Eizellspenden notwendig seien 
(ÖVP-Parlamentsklub 2001). Leiner hatte sich sichtlich 
nicht korrekt informiert, denn diese Form der hES-Zel-
lengewinnung war 2001, abgesehen von Großbritanni-
en, in keinem der sonstigen EU-Länder erlaubt. 

Leiner, Gehrer, Raschhofer, Flemming sowie Huai-
nigg und Pröll betonten in ihren Statements mehrfach, 
dass sie aus ethischen Gründen die hES-Zellenfor-
schung ablehnten. Sie forderten deshalb als Alternative 
eine Förderung der hAS-Zellenforschung, insbesondere 
Gehrer, die „diesbezüglich große Erfolge österreichi-
scher ForscherInnen ortete“ (derstandard.at 2003), was 
sich im Fall der von ihr explizit erwähnten Innsbrucker 
Urologen nicht bestätigte (diepresse.at 2008). Denn da-
mals war die Bedeutung der hAS-Zellenforschung weder 
vorhersehbar noch wissenschaftlich untermauert (Max-
Plank-Gesellschaft 2008). Huainigg und Pröll hätten 
vielleicht an Stelle der hAS-Zellen die damals aktuell 
gewordenen hiPS-Zellen vorschlagen können, zumal sie 
den hES-Zellen als ähnlich und ethisch als unproblema-
tisch galten (Scudellari 2016). 

3. Zur dritten Kategorie „weltanschaulich-ideologi-
sche Aspekte“ erbrachte die KDA folgende Auffälligkei-
ten: Schüssel bezeichnete in seinem „Standard“-Inter-
view vom 22. März 2001 „die Forderung Hubers und die 
Haltung Rasingers, überzählige ART-Frühembryonen 
für die Forschung freizugeben, als gute Diskussions-
grundlagen, wünschte sich aber härtere Diskussionen“. 
Diese Aussage Schüssels stimmte mit seinem moral-
politischen Verhalten nicht überein, da er, die hES-Zel-
lenforschung ablehnend, keine diesbezüglichen Diskus-
sionen aufkommen ließ (Körtner 2002). Im Gegenteil, 
Schüssel und Gehrer entschlossen sich sogar gemein-
sam, ohne mit ihrem Regierungspartner FPÖ zu kom-
munizieren, z.B. die im 6. FRP der EU vorgesehene fi-
nanzielle Unterstützung der hES-Zellenforschung strikt 
zurückzuweisen (Kneucker 2008, 67).

Bemerkenswert war die Haltung Hubers nach Errei-
chen des Moratoriums zur Aussetzung der Unterstüt-
zung der hES-Zellenforschung. Er verkündete nämlich 
gemeinsam mit Gehrer dieses Moratorium als Erfolg, 
beglückwünscht von Gesundheitsminister Herbert 
Haupt (FPÖ) – konträr zu seiner Forderung vom März 
2001, überzählige ART-Frühembryonen für die For-
schung freizugeben (Wiener Zeitung 2002, 1). 

Im Rahmen der bereits erwähnten Wiener Stamm-
zellenforschungstagung wurden von den anwesenden 

PolitikerInnen der SPÖ, ÖVP, FPÖ und Grünen posi-
tive Statements zur hES-Zellenforschung abgegeben 
(Ausnahme: BZÖ), eine breite öffentliche Diskussion 
gewünscht und eine gesetzliche Regelung angepeilt. 
Allerdings übernahm keine Partei Initiativen zur Reali-
sierung dieses angeblichen Anliegens (Kramar 2008, 33-
34). Als die BEK im März 2009 mehrstimmig die Freiga-
be überzähliger ART-Frühembryonen für die Forschung 
empfahl, ergab sich das gewohnte Bild: Die Grünen un-
terstützten diesen Vorschlag, Pröll und Huainigg lehn-
ten ihn aus moralischen Gründen ab, die anderen Par-
teien (SPÖ, FPÖ, BZÖ) äußerten sich nicht. Und Hahn, 
vom Ministerrat aufgefordert, „wollte die Stammzellen-
forschung nach einer ausführlichen Diskussion rasch ei-
ner Regelung zuführen“, tat aber nichts. Dazu stellte Ire-
ne Heisz in der Tiroler Tageszeitung vom 24. März 2009 
fest, dass „die wortreiche Reaktion von Wissenschafts-
minister Johannes Hahn, der sich erst nach einer brei-
ten Debatte zu einer Meinung durchringen wollte, Böses 
ahnen ließe. Denn wie viel breiter könne eine Debatte 
sein als in einem Gremium von Medizinern, Genetikern, 
Philosophen, Juristen und Theologen?“ (Heisz 2009, 1).

Der von den Grünen 2011 gestartete Versuch, das 
Stammzellenthema im Wissenschafts- und Gesund-
heitsausschuss zu diskutieren, um eine parlamenta-
rische Enquete zu erreichen, wurde von der ÖVP ver-
schleppt, zudem ließ sie die geplante Enquetevorbespre-
chung platzen, um die Thematik nicht in einem breite-
ren Rahmen behandeln zu müssen (Heigl 2013). 

Die hES-Zellenforschung galt und gilt nach wie vor 
als einer der wichtigsten Bereiche der biomedizinischen 
Forschung. Sie war jedoch von Anfang an wegen der Fra-
ge, ob der Schutz von Frühembryonen oder die Aussicht 
auf  neue Behandlungsmethoden wichtiger sei, ethisch 
umstritten, da für die Zellengewinnung vor allem ART-
Frühembryonen zerstört werden. Um diesem Problem 
zu begegnen, entschlossen sich einige Länder, in denen 
hES-Zellenforschung bereits Ende des 20. Jahrhunderts 
betrieben wurde oder geplant war, diesen Forschungsbe-
reich zu regeln, variierend von einer liberalen Zulassung 
bis hin zum absoluten Verbot. 

Die österreichische Politik stützte sich auf  den § 9 
FMedG (BGBl. Nr. 275/1992), der die Verwendung „ent-
wicklungsfähiger Zellen“ für andere Zwecke als für me-
dizinisch unterstützte Fortpflanzungen verbietet. Die 
Einfuhr von hES-Zellen und die hES-Zellenforschung 
waren damit nicht verboten, aber um die Jahrtausend-
wende in Österreich kein Thema. In Deutschland war die 
Situation ähnlich: Hier verbot das Embryonenschutz-
gesetz (ESchG vom 13. Dezember 1990 [BGBl. I S. 2746]) 
zwar jede Verwendung menschlicher ART-Embryonen 
für nicht ihrer Erhaltung dienende Zwecke, was auch 
die Gewinnung von hES-Zellen betraf, nicht aber deren 
Import bzw. deren Verwendung für Forschungszwe-
cke. Als diese Möglichkeit im Jahr 2000 vom Bonner 
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Stammzellenforscher Oliver Brüstle aufgegriffen wur-
de, entbrannte eine intensive öffentliche und politische 
Diskussion (SPIEGEL.de 2000)9, die der Bundestag am 
30. Januar 2002 mit dem Stammzellgesetz (StZG vom 
28. Juni 2002 (BGBl. I S. 2277) beendete. Es ist eine Art 
Kompromissgesetz – Einfuhr und Verwendung von hES-
Zellen sind zwar grundsätzlich verboten, aber unter be-
stimmten Voraussetzungen (hochrangige Forschungs-
zwecke, Genehmigung durch die zuständige Behörde 
und Berücksichtigung eines Stichtages, vor dem die 
hES-Zellen hergestellt worden sein mussten [initial der 
1. Jänner 2002, nach Gesetzesrevision (Änderung des 
StZG durch Art 1 G vom 14.8.2008, BGBl. I S. 1708) der 1. 
Mai 2007]), erlaubt (derstandard.at 2002b).

Der damalige österreichische Bundeskanzler Schüs-
sel hielt sich zur deutschen hES-Zellendebatte auch 
mangels Notwendigkeit bedeckt. Seine einzige Reak-
tion war – nach deutschem Muster – im März 2001 die 
Ankündigung einer BEK beim Bundeskanzleramt („wir 
brauchen ein Frühwarnsystem für neue wissenschaftli-
che Entwicklungen“) (derstandard.at 2001a). Erst als Jo-
hannes Huber im Mai 2001 eine Freigabe von ART-Früh-
embryonen für die hES-Zellengewinnung vorschlug, 
meinte Schüssel in seinem „Standard“-Interview vom 
Mai 2001, dass „wir offensichtlich auch in der Rechts-
entwicklung manches nachholen sollten“ (Fleischhacker 
2001c, 38). Trotz dieser Feststellung verzichtete er, auch 
in Einklang mit seinen KoalitionspartnerInnen, auf  eine 
Auseinandersetzung mit der hES-Zellenforschung, de-
legierte das Thema an ExpertInnen (z.B. die BEK) und 
hielt sich im Hintergrund (Körtner 2001). 

Wissenschaftsministerin Gehrer nutzte aber eine 
günstige Gelegenheit, die Ablehnung der hES-Zellen-
forschung „offiziell“ zu inszenieren: Sie blockierte näm-
lich die finanzielle Unterstützung dieses Forschungsbe-
reichs im 6. EU-FRP, konträr zur Empfehlung der BEK 
(Steiner 2002), unterstützt u.a. von Flemming, die die 
hES-Zellenforschung mit den Nazi-Forschungsgräueln 
verglich. Obwohl für diese Blockade kein Erfolg zu er-
warten war, hielt Gehrer an ihrer Haltung fest und sagte 
in einem „Standard“-Interview: „Da wird die Welt schon 
nicht untergehen, wenn wir uns im Gegensatz zu ande-
ren Ländern eben auf  andere Bereiche konzentrieren“ 
(derstandard.at 2003). Österreich galt in der Folge we-
gen der Blockade-Beharrlichkeit Gehrers (betraf  auch 
das 7. EU-FRP) in der EU als forschungsfeindlich (Kra-
mar 2008, 33-34). 

Die SPÖ kümmerte das restriktive Verhalten der 
Regierungsparteien zur hES-Zellenforschung kaum. 
Auch die bereits initial immer wieder versuchte Ein-

9 Im Gegensatz dazu scheuten sich österreichische ForscherInnen, 
einen solchen Präzedenzfall zu inszenieren, vermutlich wegen des 
erst wenige Jahre zurückliegenden Gentechnikvolksbegehrens, 
das von der Bevölkerung eine hohe Zustimmung erfahren hatte 
(Körtner 2003, 124). 

flussnahme der Katholischen Kirche auf  die Politik, die 
hES-Zellenforschung zu verbieten (Der Standard 2002a, 
34; Gmeiner 2003; Grabner 2003), schien die SPÖ und 
die anfänglich ambivalenten Grünen ebenfalls nicht zu 
stören (Körtner 2004; Gmeiner 2006). Diese Verhaltens-
muster (Blockieren, Desavouieren bzw. Negieren eines 
Wertekonflikts) waren typisch für ein vermutlich bereits 
damals geplantes non-decision making. 

Nach der Schüssel-Ära wurde die hES-Zellenfor-
schung kurzzeitig offensiver diskutiert. Im Rahmen der 
2008 in Wien abgehaltenen Stammzellenforschungsta-
gung wurde sie sogar von ÖVP-/SPÖ-/FPÖ- und Grünen-
PolitikerInnen verbal unterstützt. Allerdings wurden die 
Forderungen von Jarolim (SPÖ) und Grünewald (Grüne), 
die eine breite, transparente und öffentliche Diskussion 
und Aufklärung über pro und kontra für unabdingbar 
hielten (Die Presse 2008, 33), nicht umgesetzt. Keine Par-
tei ergriff eine Initiative. Im Gegenteil, die 2009 von der 
BEK abgegebene Empfehlung, überzählige ART-Früh- 
embryonen für die Forschung freizugeben, wurde nur 
mehr von den Grünen (Grünewald) begrüßt. ÖVP-Poli-
tiker wie Huainigg und Pröll („Die embryonale Stamm-
zellenforschung sei in Österreich kein Schwerpunkt, 
die ÖVP habe das immer kritisch gesehen“ [Taschwer 
2009, 15]), lehnten diese Empfehlung, auch unter dem 
Einfluss der Katholischen Kirche (religion.ORF.at 2009), 
wieder strikt ab. SPÖ und FPÖ negierten trotz ihrer po-
sitiven Statements vor einem Jahr die BEK-Empfehlung. 
Erstaunlich war, dass der Ministerrat auf  Grund der 
Pro-Empfehlung der BEK zur hES-Zellenforschung von 
Wissenschaftsminister Hahn eine Regelung der Stamm-
zellenproblematik einforderte. Aber weder Hahn noch 
seine Nachfolgerin Beatrix Karl kamen diesem Auftrag 
nach. Die Grünen schlugen daraufhin 2011 eine Stamm-
zellendiskussion im Wissenschafts- bzw. Gesundheits-
ausschuss vor, um das Thema endlich auf  die politische 
Agenda zu bringen. Dieser Vorschlag wurde von der ÖVP 
nachhaltig blockiert, die SPÖ gab dazu keine Stellung-
nahme ab. Die überraschende Unterstützung der Grü-
nen durch die FPÖ bzw. das BZÖ blieb daher ohne Erfolg. 

Von politischer Seite wurde die hES-Zellenforschung 
in der Folge nicht mehr thematisiert. Ein Grund da-
für war, dass die BEK ihre im Juli 2012 zum geplanten 
FMedRÄG abgegebene Stellungnahme, die eine Berück-
sichtigung der hES-Zellengewinnung aus überzähligen 
ART-Frühembryonen implizierte (Bioethikkommission 
2012, 36), dann nicht mehr bestätigte (Bioethikkommis-
sion 2014, 11 bzw. FMedRÄG – BGBl. I Nr. 35/2015). Ein 
zweiter Grund war die Tatsache, dass die hiPS-Zellen 
zunehmend an Bedeutung gewannen und die hES-Zel-
lenforschung deshalb an Bedeutung verlor (Scudellari 
2016).

In der Zusammenschau blieb das Verhalten der Par-
lamentsparteien (ÖVP, SPÖ, FPÖ, BZÖ, GRÜNE) zur 
hES-Zellenforschung während des Untersuchungszeit-
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raumes von 2001 bis 2013, abgesehen von den Grünen 
(initial lehnten sie diesen Forschungsbereich ab, wur-
den aber von Kurt Grünewald „umgestimmt“; persön-
liche Mitteilung an den Autor 2020), unabhängig von 
den Regierungskonstellationen weitgehend ident, d.h., 
es war sichtlich von Anfang an auf  ein non-decision 
making als politische Entscheidung ausgerichtet.10 Die-
se Haltung wurde von den diversen PolitikerInnen im 
Rahmen der dargestellten Anlässe, eine – letztlich in-
effiziente – Ausnahme blieben die Pro-Aussagen zur 
hES-Zellenforschung im Rahmen der Wiener Stamm-
zellenforschungstagung 2008, mitgetragen, entweder 
durch Blockieren und Desavouieren (ÖVP, FPÖ, BZÖ) 
oder durch Negieren (SPÖ) dieses Forschungsbereichs. 
Inwieweit z.B. die rezidivierenden öffentlichen Hinwei-
se auf  den „ethischen Makel“ der hES-Zellenforschung 
das Vorhaben, das hES-Zellenthema nicht auf  die politi-
sche Agenda setzen zu müssen, beeinflusste, ist nicht zu 
sagen. Sie unterstützten aber das bewusst induzierte ne-
gative Image dieses Forschungsbereichs. Denn ein Ver-
bot der hES-Zellenforschung hätte eine Stellungnahme 
zum erlaubten Import von hES-Zellen für Forschungs-
zwecke (Kopetzki 2003, 58), vor allem aber gesetzlicher 
Änderungen im FMedG bedurft, deren rechtsimmanen-
te Begründung angesichts eines mangelnden Grund-
rechtsschutzes für Embryonen einige Schwierigkeiten 
bereiten hätte können (Kopetzki 2003, 64-65; Kopetzki 
2009, 310-311). Zudem hätte es nicht aufgearbeitete bio-
politische Probleme aufs Tapet gebracht, z.B. das The-
ma „Gentechnologie“ (Körtner 2003, 124-125), die „un-
geliebte“ ART und die dabei anfallenden überzähligen 
Frühembryonen bzw. deren Entsorgung (Kummer 2017, 
29-30) sowie die nach wie vor bestehenden Konflikte um 
die Fristenlösung (Druml 2009, 650; Griessler 2010, 170-
173). Insbesondere die SPÖ hätte wegen der 1974 nur von 
ihr im Parlament beschlossenen Fristenregelung zum 
diskrepanten Umgang mit in-vitro Frühembryonen und 
abgetriebenen Embryonen Stellung nehmen müssen.11

Insgesamt hatten alle involvierten Parteien sichtlich 
Angst vor einem Reputationsverlust, wenn das Thema 
„embryonale Stammzellenforschung“ auf  die politische 
Agenda gekommen wäre, weshalb niemand eine sachli-
che Diskussion führen oder eine Entscheidung treffen 
wollte.

10 In der ÖVP gab es zwar eine „offensive“ Gruppe (ihr gehörten z.B. 
der ehemalige Wirtschaftsminister Martin Bartenstein und die 
ehemalige Wissenschaftssprecherin Gertude Brinek an), die sich für 
die hES-Zellenforschung aussprach, sie setzte sich innerparteilich 
aber nicht durch (Griessler 2010, 167). 

11 Auf  dieses Problem wies Martin Bartenstein (ÖVP) bereits 2001 
hin: „Wer die Stammzellenforschung hinterfrage, müsste auch den 
Schwangerschaftsabbruch hinterfragen.“ (derstandard.at 2001c)

7.  Konklusion 

Der Umgang mit der ethisch umstrittenen hES- 
Zellenforschung war für die Regierungsparteien in 
Österreich sichtlich unangenehm. Während der Schüs-
sel-Ära (2000-2007) wurde die nicht verbotene hES-
Zellenforschung vom Gros der damit konfrontierten 
Mitte-Rechts-PolitikerInnen aus moralischen Gründen 
abgelehnt. Eine rechtliche Regelung wurde aber trotz-
dem nicht angestrebt. SPÖ-PolitikerInnen zeigten kein 
Interesse an diesem Forschungsbereich, nur die Grünen 
unterstützten ihn nach gewissen Anlaufschwierigkei-
ten. Nach der Schüssel-Ära wurde das hES-Zellenthe-
ma zwar kurzzeitig öffentlich diskutiert und zwischen 
2008 und 2012 von SPÖ- und ÖVP-PolitikerInnen sogar 
mehrmals eine rechtliche Regelung der Stammzellen-
forschung angekündigt, realisiert wurden diese Ankün-
digungen jedoch nicht. 

Für die meisten der involvierten AkteurInnen war das 
non-decision making die „beste“ Lösung. Denn der Ver-
zicht auf  ein Stammzellenforschungsgesetz bedeutete, 
dass alte und neue bioethische Kontroversen vermieden 
werden konnten. Außerdem gaben sich alle Beteiligten 
mit dem ungeregelten Status zufrieden: Die politischen 
Parteien, weil sie trotz ihrer Nicht-Entscheidung ihr Ge-
sicht nicht verloren hatten, die Öffentlichkeit, weil das 
ohnedies geringe Interesse an dieser Thematik abebbte, 
und die Forschungscommunity, weil eine gesetzliche Re-
gelung die hES-Zellenforschung u.U. behindert hätte. 

Ob sich die Entscheidung, auf  eine rechtliche Rege-
lung der hES-Zellenforschung zu verzichten, in Zukunft 
halten lässt, wird sich zeigen. Denn es sind bereits neue 
umstrittene Forschungsintentionen bzw. -vorhaben 
„auf  dem Tisch“: Ein Problem ist z.B. eine Verlängerung 
der bislang akzeptierten sog. 14-Tage-Regel (vgl. dazu 
Anmerkung 2). Geplant ist, dieses Zeitlimit zur Befor-
schung kultivierter Frühembryonen aufzugeben (ohne 
konkretes neues Limit), um spezielle Untersuchungen 
zur Embryonalentwicklung vornehmen zu können (sci-
enceORF.at 2021). Ein zweites Problem ist die Herstel-
lung humaner synthetischer Embryonen (Embryonen-
modelle) aus hiPS-Zellen (was in Österreich erlaubt 
wäre), insbesondere wegen der Frage nach deren recht-
licher Schutzwürdigkeit im Vergleich zu „natürlichen“ 
Frühembryonen (Sica 2023).  Ein weiteres Problem ist die 
Erzeugung von Mensch-Tier-Chimären zur Organzüch-
tung für Transplantationszwecke, zumal das Verhalten 
dieser Organe im Körper eines Transplantierten völlig 
unklar ist (Cao et al. 2023). Das sind nur drei Beispiele, 
die wegen ihrer ethischen und rechtlichen Brisanz auch 
auf  die österreichische Moralpolitik zukommen werden 
und deshalb eine sozial- bzw. politikwissenschaftliche 
Beschäftigung erfahren sollten.
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